Wien, Donnerstag den 3. Mai 1877. X. Jahrgang. Nr. 18. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Reaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pranumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthpolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntuiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE - 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


5 bezirken iſt ein Aſſeſſor wegen beſonderer örtlicher Verhältniſſe an einem 
Inhalt. vom Bezirksamtsſitze entfernten Orte mit einer ſelbſtſtändigeren Bewegung 
„exponirt“. 
Der Bezirksamtmann hat zur Abhaltung periodiſcher, „auswärtiger 
b SE 3 5 Amtstage“ an den wichtigſten Verkehrsmittelpunkten ſeines Bezirkes, dann 
e Jagdinhabers zur Vergütung der durch Dachſe verurſachten ßehufs der Viſitation von Gemeinden, Schulen, 0 Wegen x. 
In die Wildſchaden⸗Schätzung find nur jene Wildſchäden einzubeziehen, bezüg⸗ dieſen Bezirk regelmäßig zu bereiſen. 
lich welcher der Erſatz urſprünglich angeſprochen wurde. Die Bezirksamtsaſſeſſoren vertreten in den ſieben Regierungs⸗ 
Geſchäftsmäßiger Ankauf und Verkauf von Realitäten kann nicht als ein Gewerbe⸗ | bezirken rechts des Rheins die Staatsanwaltſchaft bei den Polizeiſtraf⸗ 
betrieb im Sinne der Gewerbe-Ordnung angeſehen werden. e erſter Juſtanz, in der Pfalz find hiefür „Polizeianwälte“ 
beſtellt. 

Als ſachkundige Berather find den Bezirksämtern beigeordnet: die 
königl. Bau⸗, Forſt⸗, und Bergämter, die größtentheils mit Geiſtlichen 
beſetzten Diſtrictsſchulinſpectionen, die Bezirksärzte und Bezirksthierärzte, 

je; 8 h Eichungsbehörde (Verificatoren) und landwirthſchaftlichen Bezirkscomites; 
Die Yrganiſation der inneren Verwaltung Bayerns. im Unterordnungsverhältniſſe zu denselben ſtehen: die Gemeinde“, zu⸗ 
ap - gleich Ortspolizeibehörden, die meiſtens von Pfarrern geleiteten Local⸗ 
Schluß.) ſchulinſpectionen, die Armenpflegſchaftsräthe und Kirchenverwaltungen des 

Während im Regierungsbezirke der Pfalz und auch in den größeren | Amtsſprengels, dann in polizeilichen Dienſtverrichtungen die Gendarmerie⸗ 
(„unmittelbaren“) Städten rechts des Rheins die vollſtändige Trennung mannſchaſten, in den Landestheilen rechts des Rheins die Brandver⸗ 
der Juſtiz und Adminiſtration längſt durchgeführt war, wurde dieſe or- ſicherungsinſpectoren und Diſtrietswegmeiſter, in der Pfalz die 
ganiſche Maßregel in den rechtsrheiniſchen Landbezirken erſt im Jahre Bauſchaffner. 

1862 verwirklicht Die Grenzlinie zwiſchen Orts⸗ und Diſtrictspolizei iſt mehr flüſſig 

Auf Grund der Verordnung vom 24. Februar 1862 beſtehen als feſt. Die Polizeiverwaltung in den Gemeinden unterliegt der un⸗ 
gegenwärtig 151 königl. Bezirksämter, welche den acht Kreisregierungen unterbrochenen Aufſicht der vorgeſetzten Behörden. Innerhalb ihres poli⸗ 
Kammern des Innern untergeordnet find und in ihrem Sprengel die Ge⸗ zeilichen Wirkungskreiſes können die Gemeindebehörden zur Ausführung 
ſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung einſchließlich der Verwaltungs⸗ der geſetzlich beſtehenden Vorſchriften von der Aufſichtsbehörde nöthigen⸗ 
rechtspflege regelmäßig in erſter Inſtanz beſorgen. Die Bezirksämter falls durch Anwendung der Disciplinargewalt angehalten werden. Der 
werden auch königl. „Diſtriets“⸗Verwaltungs⸗ und Polizeibehörden ge- letzteren Behörde kommt es auch zu, bei Gefahr im Verzug die noth⸗ 
nannt, obwohl dieſe Bezeichnung mit. der erſteren Benennung nicht wendigen Anordnungen unmittelbar zu treffen. Wenn die Gemeindebehörde 
übereinſtimmt. die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen ortspolizeilichen Vorfchriften 

Nach der Zahl der Einwohner nimmt das Bezirksamt Neuftadt nicht erläßt, jo trifft unter Umſtänden die Diſtrictspolizeibehörde eine 
in der Pfalz (67.469 Einw.) die erſte, das Bezirksamt Werdenfels in innerhalb des Ortspolizeibezirkes verbindliche diſtrictspolizeiliche Anord⸗ 
Oberbayern (9846 Einw.) die letzte Stelle, nach dem Areal das Be- nung. Orts⸗ und diſtrictspolizeiliche Vorſchriften, welche eine fortdauernde 
zirksamt Traunſtein in Oberbayern (21,3 Qu.⸗M.) den vorderſten, Geltung beanſpruchen, unterliegen der Controle der höheren Polizeiſtellen. 
hingegen das Bezirksamt Neuulm in Schwaben (3, Qu.⸗M.) den Alle Behörden der inneren Verwaltung ſind befugt, Verfügungen, 
hinterſten Platz in der Reihe dieſer Unterbehörden ein. Durchſchnittlich die fie innerhalb ihrer Zuständigkeit zum Vollzuge von Geſetzen, deren 
trifft auf ein Bezirksamt eine Einwohnerſchaft von 27.800 Seelen und Uebertretung nicht mit Strafe bedroht iſt, an beſtimmte Perſonen er⸗ 
ein Areal von acht Qu.⸗M. Die Bezirksamtsſprengel umfaſſen meiſtens laſſen haben, durch Anwendung geſetzlicher Zwangsmittel zur Ausführung 
2 bis 3 Untergerichtsbezirke, ausnahmsweiſe aber auch vier oder nur zu bringen. 
ein Landgericht. Abgeſehen von Specialgeſetzen richtet ſich das Verfahren der 

Jedes Bezirksamt iſt mit einem juriſtiſch gebildeten Bezirksamt⸗ Diſtrictsverwaltungsbehörden nach der Analogie älterer geſetzlicher Vor⸗ 
manne (gewöhnlich im Range eines Regierungsaſſeſſors) nebſt einem ſchriften für den Civilproceß (rechts des Rheins nach dem codex juris 
oder mehreren Aſſeſſoren von gleicher Berufsbildung beſetzt. Die Neben⸗ bavarici Judiciarii de anno 1753), welche auf ihrem eigentlichen 
beamten find die Gehilfen des Amtsvorſtandes, welcher alle Geſchäfte Geltungsgebiete antiquirt find, Neuere Geſetze haben den Grundſatz der 
unter ſeiner perſönlichen Verantwortlichkeit leitet. — In drei Amts⸗ Unmittelbarkeit der Verhandlung vor der erſten Verwaltungsinſtanz, 


Die Organiſation der inneren Verwaltung Bayerns. (Schluß.) 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


ſowie die Zulaſſung des Rechtsbeiſtandes eines Advocaten in beſtimmten, 
verwaltungsrechtlichen Gegenſtänden gutgeheißen. 

Nach dem Vorgange der preußiſchen Städteordnung vom Jahre 
1808 wurden auch im bayeriſchen Gemeindeedicte vom 17. Mai 1818 
die den Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten Stadtmagiſtrate 
aus Berufs⸗ und Ehrenämtern gebildet und neben communalen Auf⸗ 
gaben mit der Beſorgung der ſtaatlichen Polizei nach der Inſtruction 
für die königl. Polizeidirectionen vom 24. September 1808 beauftragt. 

Dieſe obrigkeitliche Selbſtverwaltung der 34 größeren rechtsrheiniſchen 
Städte wurde nach längeren Zwiſchenräumen von den geſetzgebenden Fac⸗ 
toren wiederholt ſanctionirt. Nach der Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 üben jetzt die unmittelbaren Stadtmagiſtrate in der Regel die volle 
Amtsgewalt einer königl. Diſtrictsverwaltungs⸗ und Polizeibehörde aus. 

Die magiſtratiſche Verfaſſung beruht auf dem Collegialſyſtem. 
Die Sitzungen der unmittelbaren Stadtmagiſtrate ſind öffentlich, ſoweit 
Rückſichten auf das Staats⸗ oder Gemeindewohl oder auch berechtigte 
Anſprüche Einzelner nicht entgegenſtehen. Zur Beſtreitung des Aufwandes 
ſür Handhabung der Diſtrictspolizei wird den erwähnten ſtädtiſchen 
Communen ein mäßiger Beitrag aus Staatsmitteln gewährt; — die 
Staatsregierung iſt jedoch befugt, Staatsbeamte für Handhabung einzelner 
Zweige der Diſtrictspolizei auf Koſten des Staates aufzuſtellen („Stadt⸗ 
commiſſäre“). 

In der Landeshauptſtadt (170.706 Einw.) iſt die Diſtriets⸗ und 
Polizeiverwaltung zwiſchen der königl. Polizeidirection, welche eine ſtreng 
bureaukratiſche Einrichtung beſitzt, dem Stadtmagiſtrate und einer Local⸗ 
baucommiſſion ausgeſchieden. Dieſe Ausſcheidung unterliegt zur Zeit der 
geſetzlichen Reviſion. 

Im Vorſtehenden haben wir die obrigkeitliche Verwaltung Bayerns, 
in welcher die Berufsämter des Staates vorherrſchen, in Hauptumriſſen 
gezeichnet. In ähnlicher Weiſe ſoll im Folgenden der wirthſchaftliche 
(communale), Theil der Adminiftration, in dem die Selbftverwaltung 
ausgebildeter iſt, geſchildert werden. 

Das geſammte gemeindliche Leben ſteigt in folgender Gliederung auf: 

a) die (politiſchen) Gemeinden als Unterlage des Ganzen, 

b) die Diſtrictsgemeinden, welche in der Regel mit den Landgerichts⸗ 
bezirken zuſammenfallen und den preußiſchen Kreisverbänden ent⸗ 
ſprechen, 

e) die Kreisgemeinden, welche mit den Regierungsbezirken identiſch 
und den preußiſchen Provinzialverbänden analog ſind. 

Sämmtliche Glieder des Geſammt⸗Gemeindeweſens ſind corporative 
Verbände und haben eine frei gewählte Vertretung. 

Am Anſange des Jahrhunderts war das Syſtem des bayeriſchen 
Gemeinderechtes das einer ſtarren (ſranzöſiſchen) Centraliſation. Die 
Staatseinheit ſaugte die Selbſtſtändigkeit der Gemeinden faſt ganz auf; 
der Wendepunkt zu einem freieren gemeindlichen Leben trat mit der 
Verkündung der Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 ein, welche 
die „Wiederbelebung der Gemeindekörper“ verheißen hat. Gleichzeitig 
erſchien für die ſieben Regierungsbezirke rechts des Rheins ein frei⸗ 
finniges Gemeindeedict, das durch eine Reviſion im Jahre 1834 und noch 
mehr durch eine Fluth von Vollzugsvorſchriften vielfache Einſchränkungen 
nach dem Curatelprincipe erlitten hat. Das Gemeinderecht der Pfalz 
blieb im Weſentlichen auf den von der franzöſiſchen Adminiſtration ein⸗ 
geführten Normen beruhen; nur einzelne Gemeindeverhältniſſe der Pfalz 
wurden in der Periode von 1816— 1869 durch bayeriſche Geſetze geregelt. 

Mit der Erlaſſung der Gemeindeordnungen für die Landestheile 
rechts des Rheins und für die Pfalz vom 29. April 1869 wurde in 
Bayern die geſetzliche Reſorm des geſammten Communalweſens von dem 
Fundamente an begonnen. Das elaſtiſche Princip der Staatscuratel in 
Gemeindeſachen mußte einer geſetzlich ſtreng begrenzten „Staatsauſſicht“ 
weichen; die Gemeinden beforgen nunmehr innerhalb der geſetzlichen 
ſcharf gezogenen Schranken ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig durch ihre 
freigewählten Vertrauensmänner. Nur in wenigen Fällen iſt noch eine 
ſtaatliche Genehmigung zur Rechtswirkſamkeit der Handlungen der Ge⸗ 
meindeorgane erforderlich; die Handhabung der Staatsaufſicht beſchränkt 
ſich in der Regel auf die Repreſſion von Geſetzwidrigkeiten und auſ die 
Forcirung der Erfüllung geſetzlicher Laſten. Hiezu gehören namentlich: 
die Herſtellung und Unterhaltung der nöthigen Gemeindegebäude, öffent⸗ 
lichen Uhren und Begräbnißplätze, der erforderlichen Feuerlöſchanſtalten 
und Löſchgeräthe, die Sorge für Unterhaltung und Reinlichkeit der Orts⸗ 
ſtraßen, öffentlichen Brunnen, Waſſerleitungen und Abzugscanäle, die⸗ 
Herſtellung und Unterhaltung der Flur⸗ und Markungsgrenzen, der Ge⸗ 
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meindewege, Brücken und Stege mit den nöthigen Sicherheitsvorrich⸗ 
tungen, die Aufſtellung des erforderlichen Ortspolizei⸗ und Feldſchutz⸗ 
perſonals, die Herſtellung und Unterhaltung der nöthigen Fähren, Weg⸗ 
weiſer ꝛc., die Anfchaffung der Geſetz⸗ und Amtsblätter, die Deckung des 
Bedarfs der deutſchen Schulen, der örtlichen Armenpflege und Polizei⸗ 
verwaltung. 

Das Königreich Bayern zählt 8042 politiſche Gemeinden, welche 
45,574 Ortſchaften umfaſſen. Bon dieſen Gemeinden treffen 712 auf 
den Regierungsbezirk der Pfalz, in welchem nur eine Gemeindeform 
vorhanden iſt. Von den 7330 Gemeinden in den übrigen Kreiſen ſind 
34 Städte den Kreisregierungen, hingegen 203 Gemeinden mit ſtädti⸗ 
ſcher Verfaſſung und 7093 Gemeinden mit Landgemeindeverfaſſung den 
Bezirksämtern in Bezug auf die Staatsaufſicht unmittelbar untergeordnet 
Unter der Geſammtzahl der Gemeinden befinden ſich nicht wenige ge- 
meindliche Mikrokosmen. (1303 Gemeinden zählen weniger als 201 Ein⸗ 
wohner, 5251 mit 201 bis 500 Einwohnern, 7248 mit 501 bis 1000.) 

Die Angelegenheiten der Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung 
werden von einem Magiſtrate verwaltet, deſſen Vorſtand (Bürgermeiſter) 
und Mitglieder (Magiſtratsräthe) aus einer geheimen Wahl der Gemeinde⸗ 
bevollmächtigten hervorgehen, welch letztere von der Geſammtgemeinde 
direct in gleicher Wahlform berufen werden. Die unmittelbaren Städte 
müſſen mindeſteus ein rechtskundiges Magiſtratsmitglied auſſtellen. Das 
controlirende Collegium der Gemeindebevollmächtigten vertritt die Ge⸗ 
meinde gegenüber dem Magiſtrate; in wichtigeren Verwaltungsfragen 
muß zu den Beſchlüſſen des Magiſtrates die Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
bevollmächtigten erholt werden. 

Die Angelegenheiten der übrigen Gemeinden werden von einem 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe, in der Pfalz vom Gemeinderathe verwaltet, deſſen 
Vorſtand (Bürgermeiſter) und Mitglieder von der Geſammtgemeinde direct 
in geheimer Wahl berufen werden. In den letzterwähnten Gemeinden hat 
die Gemeindeverſammlung über wichtigere Gegenſtände zu beſchließen. 

Die Bürgermeiſter und rechtskundigen Magiſtratsräthe, ſowie die 
Beigeordneten (ſtellvertretenden Bürgermeiſter) bedürfen einer ſtaatlichen 
Beſtätigung. 

Das gemeindliche Caſſen⸗ und Rechnungsweſen wird in der Pfalz 
nur von geprüſten „Einnehmern“, in den übrigen Kreiſen auf dem 
flachen Lande nicht ſelten von ungeübten Händen geführt. Die Jahres⸗ 
voranſchläge (Haushaltpläne) und Jahresrechnungen unterliegen der be⸗ 
ſonderen Prüfung der Auffichtsbehörden (Bezirksämter reſpective Kreis⸗ 
regierungen, Kammern d. J.). 

Der Maßſtab für die Vertheilung der „Gemeindeumlagen“ (di⸗ 
recte Steuerſuß) iſt geſetzlich fixirt. Umlagenbefreiungen zu Gunſten der 
Beamten und Officiere finden nicht ſtatt. 

Gemeindeſchulden dürſen nur zur Abtragung aufgekündeter Capitalien 
oder zur Beſtreitung unvermeidlicher oder zum dauernden Vortheil der 
Gemeinde gereichender Ausgaben und nur dann aufgenommen werden, 
wenn die Deckung des Bedarfs aus anderen Hilfsquellen ohne Ueber⸗ 
bürdung der Gemeindeangehörigen nicht erfolgen kann und für Verzin⸗ 
ſung und Tilgung der Schulden nachhaltig geſorgt wird Mit den ſtets 
wachſenden Auforderungen des öfſentlichen Lebens an die Geuteinden 
mehren ſich auch deren Paſſiva. Der Schuldenſtand aller Gemeinden 
des Königreiches belief ſich am Schluſſe des Jahres 1872 auf 32,364,186 
Gulden. Zur Schuldentilgung wird in den ſieben zuſammenhängenden 
Kreiſen mit Vorliebe eine Verbrauchsſteuer (Localmalzaufſchlag) ver⸗ 
wendet; einheimiſche und fremde Biertrinker tilgen die Schulden! 

Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen in Gemeindeſachen zählt 
bereits zu den ſogenannten Errungenſchaften des Sturmjahres 1848. 

Die Gemeindeorgane nehmen auch an den Geſchäften der Armen⸗ 
pflegſchaſtsräthe, Localſchulbehörden und Kirchenverwaltungen Antheil. 
Die Verwaltung des immenſen Kirchenvermögens war bis zum Jahre 
1834 den Gemeindebehörden überlaſſen, dann aber einer Vertretung 
der Kirchengemeinden unter Vorſtandſchaft der Pfarrer übertragen worden. 
Ueber die Kirchenverwaltung übt der Staat noch die volle Curatelge⸗ 
walt in analoger Anwendung der älteren Gemeindegeſetze aus. 

Die Begriffsbeſtimmung der „Kirchengemeinde“ iſt eine öffentlich 
rechtliche Controverſe, da der Geſetzgeber die Kirchengemeinde noch nicht 
organiſirt hat. 

Die ältere Legislation der rechtsrheiniſchen Provinzen (Geſetz 
vom 22. Juli 1819 und 11. September 1825) kannte nur wandel⸗ 
bare Diſtrictverbände zur Verwirklichung einzelner, mehreren Gemeinden 
gemeinſamer Zwecke. Erſt das Diſtrictsrathsgeſetz vom 28. Mai 1852 
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hat Diſtrictsgemeinden als öffentliche Körperſchaften für dauernde wirth⸗ der Regel in öffentlichen Sitzungen, denen die Referenten der Kreis⸗ 
ſchaftliche Zwecke und mit unveränderlichem Umfange in allen Kreiſen regierungen beiwohnen. 


geſchaffen. 


Kreislaſten ſind hauptſächlich: der Aufwand für Verwaltung und 


In der Regel bilden die Spreugel der Untergerichte, welche im Erhebung der Kreisfonds, der Bedarf des Landraths, der Aufwand 


Jahre 1852 in dem rechtsrheiniſchen Bayern mit den Diſtrictsverwal⸗ 
tungsrayons zuſammenfielen — die Baſis der Diſtrictsgemeinden. In 
Folge der Trennung der Juſtiz und Adminiſtration und der Bildung 
der Bezirksämter im Jahre 1862 iſt die wünſchenswerthe Einheit des 
Verwaltungsbezirkes und des durch das Diſtrictsrathsgeſetz geſchaffenen 
höheren Gemeindeverbandes meiſtens aufgelöst worden. Es beſtehen zur 
Zeit in den 151 Bezirksämtern 266 Diſtrictsgemeinden. 

Das Hauptorgan der Diſtrictsgemeinden, welches die Verwaltung 
der diſtrictiven Angelegenheiten leitet, iſt der „Diſtrictsrath“, der über⸗ 
wiegend aus den Vertretern der politiſchen Gemeinden zuſammengeſetzt 
iſt. Hiezu kommen noch theils gewählte, theils kraft des Geſetzes be⸗ 
rufene Repräſentanten des größeren Grundbeſitzes (Collectiv und Viril⸗ 
ſtimmberechtigte) und ein Bevollmächtigter des Staatsärars, wenn dieſes 
bei den Diſtrictsabgaben betheiligt iſt. An den Geſchäften der Diſtricts⸗ 
armenpflege nehmen außerdem die Bezirksärzte und zwei vom Ausſchuſſe 
des Disſtrietsrathes gewählte Pfarrer Theil. 

Das permanente Vollzugsorgan des Diſtrictsrathes ſoll nach dem 
Geſetze vom 28. Mai 1852 der aus ſeiner Mitte gewählte Diſtricts⸗ 
ausſchuß ſein. Ein von der Plenarverſammlung gewählter Caſſirer beſorgt 
das diſtrictive Caſſen⸗ und Rechnungsweſen. Der Diſtrictsrath verſam⸗ 
melt ſich in der Regel jährlich nur einmal auf Einberufung des Bezirks⸗ 
amtmannes, welcher im Plenum, wie in dem Ausſchuſſe den Vorſitz 
führt, jedoch nur bei Stimmengleichheit eine Stimme abgibt. Dem Bezirks⸗ 
amtmanne ſteht der unmittelbare Vollzug der von dieſen Selbſtverwal⸗ 
tungsorganen gefaßten Beſchlüſſe zu, in der Geſchäftspraxis fällt dem⸗ 
ſelben nicht ſelten in Folge der Indolenz mancher Ausſchüſſe noch ein 
weiteres Stück Arbeit zu. b 

Die Diſtrictsräthe tagen in der Regel öffentlich. Alle poſitiven 
Beſchlüſſe des Diſtrietsrathes bedürfen zu ihrer Vollziehbarkeit der Be⸗ 
ſtätigung der Kreisregierung, Kammer des Innern. Hat die Diſtricts⸗ 
vertretung geſetzlich nothwendige Leiſtungen abgelehnt, ſo iſt dieſe Kreis⸗ 
ſtelle befugt, nach ihrem Ermeſſen auf Koſten des Diſtrictes zu verfügen. 
Gegen die Beſchlüſſe der Kreisregierungen richtet ſich die Berufung an 
das betreffende Staatsminiſterium. 

Als geſetzliche Diſtrictslaſten gelten namentlich: die Unterſtützung der 
mit Armenlaſten überbürdeten Gemeinden, die Unterhaltung der Diſtrictsan⸗ 
ſtalten, die Verzinſung und Tilgung der Diſtrictsgemeindeſchulden, die Er⸗ 
gänzung des Grundſtocksvermögens der Diſtrictsgemeinde, die Anlegung und 
Unterhaltung von Diſtrictsſtraßen, welche das Mittelglied zwiſchen den 
Staatsſtraßen und Gemeindewegen bilden, die Beiſchaffung und Er⸗ 
haltung der zum gemeinſamen, diſtrictiven Gebrauche beſtimmten Feuer⸗ 
löſchmaſchinen, die Beſtreitung der Koſten des Unterrichtes der Schülerinnen 
der Entbindungskunſt und der Unterhaltsbeiträge der Diſtrictsthierärzte. 
Der Diſtrictsumlagenmaßſtab iſt geſetzlich fixirt. 

Das Inſtitut der „Landräthe“ (Provinzialvertretungen) wurde 
durch Geſetz vom 15. Auguſt 1828 nach franzöſiſchen Vorbildern ge⸗ 
ſchaffen. Die Idee, welche dem geltenden Landsrathsgeſetze vom 
28. Mai 1852 zum Stützpunkte dient, iſt die Rückkehr zur alt⸗ 
germaniſchen Rechtsbildung, zur corporativen Geſtaltung der Kreiſe 
welche bis dahin bloße Verwaltungsbezirke waren. Im Detail des 
Landrathsgeſetzes wurde dieſe Idee nur annähernd realiſirt. 

Der Wirkungskreis des Landrathes, welcher feinen Präſidenten 
wählt, blieb, wie früher in die Grenzen der Begutachtung, Geldbe⸗ 
willigung, Controle und der Beſchwerdeführung bei dem betreffenden 
Staatsminiſterium eingeſchloſſen. Auch die vom Landrathe gewählte 
ſtändige Vertretung (Landrathsausſchuß) iſt kein Verwaltungsorgan; alle 
Beſchlüſſe des Landrathes find erſt dann rechtswirkſam, wenn fie im kön. 
Landrathsabſchiede genehmigt werden. Die Kreisregierung, Kammer des 
Innern, allein hat die beſtätigten Landrathsbeſchlüſſe zu vollziehen und 
alle nöthigen Erhebungen zu veranlaſſen. Die Aufnahme von Kreis⸗ 
ſchulden iſt durch die Genehmigung der geſetzgebenden Gewalt bedingt. 

Der Schwerpunkt des Landrathes liegt in der Vertretung der 
Diſtrictsgemeinden und reſp. der unmittebaren Städte des Kreiſes; es 
iſt jedoch auch den Großgrundbeſitzern, dann — (in Reminiscenz an 
das Ständeweſen) — den Univerſitäten und dem Stande der Geiſt⸗ 


lichen eine beſondere Repräſentation gewährt. Die Landräthe, welche nicht nach der anzuwendenden Rechtsnorm. 


gewöhnlich einmal im Jahre vom Könige einberufen werden, tagen in 


für Kreislandwirthſchafts⸗ und Gewerbeſchulen, dann ſür ſonſtige Zwecke 
der Cultur und Induſtrie, der Aufwand für allgemeine Sanitäts⸗ 
Anſtalten des Kreiſes (Kranken⸗, Gebär⸗, Irrenhäuſer), für Kreis⸗ 
Armen⸗ und Findelhäuſer, Kreisbeſchäftigungsanſtalten, alle Ausgabe n, 
welche auf Antrag des Landrathes wegen ihres Nutzens für das Ge⸗ 
ſammtintereſſe des Regierungsbezirkes oder einzelner Theile desſelben 
mit Genehmigung des Königs auf die Kreisfonds übernommen werden, 
dann die Verzinſung und Tilgung der Paſſivcapitalien des Kreiſes, die 
Unterſtützung der mit Schulausgaben überbürdeten Gemeinden und die 
Kreisarmenpflege nach Maßgade des Armengeſetzes. 

In der Pfalz iſt die Kreisgemeinde noch ſpeciell verpflichtet, 
jährliche Beiträge zum Unterhalte der Diſtrictswege zu leiſten. 

Ausgaben, welche geſetzlich den Kreiſen nicht obliegen, können 
ihnen nur mit Zuſtimmung der Landräthe auferlegt werden. Die Ver⸗ 
wendung der Kreisfonds für nicht geſetzlich nothwendige Ausgaben 
kann nur mit landräthlicher Einwilligung geſchehen. Die Kreisge⸗ 
meinden beſtreiten ihren Haushalt zum großen Theile mit Staats⸗ 
zuſchüſſen, welche in jedem Staatsbudget feſtgeſetzt werden. Die zu 
den geſetzlichen Kreisbedürſniſſen erforderlichen Kreisumlagen können von 
der Kreisvertretung nicht verweigert werden. Der directe Steuerfuß 
gilt als Kreisumlagen⸗Maßſtab. 

Es ſoll hier auch noch Einiges über die Grenzſcheide zwiſchen 
Juſtiz und Adminiſtration angeführt werden. 

Eine geſetzliche Grundregel, welche ein für allemal die Ver⸗ 
waltung in ihrem ganzen Umfange von der Thätigkeit der Gerichte 
genau abgrenzt, iſt in Bayern nicht vorhanden. Obwohl es nicht an 
einzelnen Geſetzen und Verordnungen fehlt, die gelegentlich Competenz⸗ 
normen aufſtellen, ſo iſt doch die fragliche Grenzlinie an vielen Punkten 
unkenntlich geworden und nicht ſelten kommen Grenz⸗Irrungen vor. 

Um dieſe Irrungen — „Competenzconflicte“ zu löſen, wurde 
durch Geſetz vom 28. Mai 1850 ein Competenzgerichtshof geſchaffen, 
welcher aus vier von dem Oberappellationsgerichte aus ſeiner Mitte 
gewählten und drei vom Könige aus der Reihe der höheren Ver⸗ 
waltungsbeamten ernannten Mitgliedern beſteht. 

Die Entſcheidung eines Zuſtändigkeitsſtreites 
geregt werden. Wenn die Verwaltung gegenüber 
Zuständigkeit in Anſpruch nimmt, jo kann die Entſcheidung des 
(„bejahenden”) Competenzconflicte® nur jo lange beantragt werden, 
als nicht vom Gerichte entweder über die Zuſtändigkeitsfrage (geſondert) 
rechtskräſtig entſchieden oder das in der Hauptſache erlaſſene richterliche 
Endurtheil rechtskräftig geworden iſt. 

Dieſe für die Verwaltung an ſich beengende Vorſchrift iſt mit 
den Principien der neuen, bayeriſchen Proceßordnung vom 29. April 
1869 in manchen Fällen ſchwer zu vereinen, da nach dem neuen 
Proceßverfahren die Conflictsanregung vor dem richterlichen Ausſpruche 
nicht immer thunlich iſt. 

Das Recht und beziehungsweiſe die Pflicht der Anregung eines 
bejahenden Competenz⸗Conflictes ſteht den Kreis⸗ und Central⸗Ver⸗ 
waltungsſtellen zu. Erklären ſich Verwaltung und Juſtiz für unzu⸗ 
ſtändig, jo ift die Anregung des („verneinenden“) Competenzconflictes 
den Parteien überlaſſen. 

Der oberſtrichterliche gemiſchte Senat entſcheidet nach vorheriger 
mündlicher und öffentlicher Verhandlung. 

Aus der reichhaltigen Jurisprudenz dieſes Senates ſollen hier 
einige Fundamentalſätze mitgetheilt werden: 

Noch vor einigen Jahrzehnten war die Anſicht in der Doctrin 
und Rechtſprechung Bayerns allgemein verbreitet, daß in allen Fällen, 
in welchen ein Vertrag, Herkommen oder die Verjährung in Frage 
ſtehe, — eine Civilproceßſache vorliege. Dieſe Rechtsanſchauung wurde 
durch die conſtante Praxis des Competenzgerichtshofes in den 
Hintergrund gedrängt. “ 

Hienach bilden dieſe „Formen“ der Entſtehung von Rechtsver⸗ 
hältniſſen für das öffentliche Recht eben ſo gut, wie ſür das Privat⸗ 
recht eine Rechtsquelle. Die Competenz iſt nach der inneren (öffentlich 
rechtlichen oder privatrechtlichen) Natur des Gegenſtandes zu bemeſſen, 


muß förmlich an⸗ 
einem Gerichte die 


Wer in der Hauptſache zuſtändig iſt, wird in der Regel auch 


a 


in Vorfragen, Nebenſachen und Vollzugshandlungen als competent | Feilbietungen und mal unmittelbar von den Eigenthümern theils ein⸗ 
erachtet. zelne Grundſtücke theils ganze Wirthſchaften gekauft und dieſelben ſo⸗ 
Die Zulaſſung einer Entſchädigungsklage gegen einen Verwaltungs⸗ dann parcellenweiſe wieder veräußert, wodurch ſich bei Entgegenhaltung 
beamten wegen Pflichtverletzung hängt davon ab, daß die Pflicht⸗ des Ankaufspreiſes zu dem ſo erzielten Erlöſe für ihn ein Gewinn er⸗ 
widrigkeit der dienſtlichen Handlung oder Unterlaſſung von der vorge⸗ | geben hat. Auf Grund dieſer Nachweiſung und des Zugeſtändniſſes des 
ſetzten Verwaltungsſtelle anerkannt wird. Die Vorbedingung gilt auch am 18 September 1876 einvernommenen Leopold W. hat nun die 
in dem Falle, wenn die angefochtene Amtshandlung von der vorgeſetzten Bezirkshauptmannſchaft M., da erwieſen ſei, daß der Genannte den 
Stelle mittelbar oder unmittelbar veranlaßt war. Kauf und Verkauf von Realwirthſchaften als eine auf Gewinn hin⸗ 
Durch die Judicatur des Competenzgerichtshofes hat der Wirkungs⸗ zielende Beſchäftigung ohne Anmeldung und Verſteuerung in den 
kreis der bayeriſchen Verwaltungsorgane eine weſentliche Bereicherung Jahren 1871, 1874 und 1875 unbefugt betrieben hat, denſelben am 
erhalten. 29. April 1876 wegen der unbefugten Gewerbsausübung nach § 132 
Gewerbe⸗Ordnung zu einer Geldſtrafe von 20 fl. zum Ortsarmen⸗ 
9 0 R fonde in M. und wegen der unbefteuerten Gewerbsausübung zu dem 
Mittheilungen aus der Praxis. Steuernachtrage per 42 fl. und Pönale per 168 fl. verurtheilt. 
7 ö Ueber den von Leopold W. eingebrachten Recurs, in welchem 
Verpflichtung des Jagdinhabers zur Vergütung der durch Dachfe derſelbe unter Hinweis auf den Abſatz IV. des Kundmachungspatentes 
die Wildſch . Amn ae fem Wildſchäden ein⸗ zur Gew.⸗Ord. vom 20. December 1859 um Behebung des Straf- 
n n Erſatz neigehnglih angefprochen erkenntniſſes bat, hat die Statthalterei dasſelbe, „inſoweit es auf der 


wurde. Gewerbeordnung beruht“, beftätigt. 
5 : 0 1 e Gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung hat nun W. den Miniſterial⸗ 
felde nt 1 1 ee recurs ergriffen und um Behebung derſelben, eventuell um Nachſicht 


i 8 8 a ; der Heraſetzung der Strafe im Gnadewege mit der Hinweiſung an⸗ 
Der diesfalls verſtändigte Jagdpächter Karl M. erklärte keinen > 3 i 
Schaden an zu 9 5 ne 1 Dachſe als Raubthiere von geſucht, daß der Ankauf von Realitäten oder deren parcellenweiſer 


Ä i iR Verkauf als Gewerbe nicht angeſehen werden könne, weil mit un- 
Iebermenn rell ae een RT ; 1977 beweglichen Sachen ein Gewerbebetrieb nicht denkbar ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in O. ordnete eine commiſſionelle Das k. k Miniſteri m... hat ddo. 5. März 1877 
Erhebung des Wildſchadens an und wurde hiebei durch die Sachver⸗ Das k. k. Miniſteruum des Innern hat ddo. 5. März ö 


W R - ; 3. 1446 entſchieden: „Anläßlich des Recurſes des Leopold W. wird 
1 . 5 5 Be N | bie Sauter, Goh dn 1 dem en von 8 behoben, 
Keen. ie i; auch fand man, daß Rehe an dem Haiden des L. einen i 1 0 diesbezügliche Geſchäftsbetrieb des Recurrenten nach Art. IV. 
Schaden von einem Metzen verurſachten. Der Metzen Kukeruz wurde es Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung nicht als Gewerbe⸗ 
mit 2 fl. 50 kr. und auch der Metzen Haiden mit dem gleichen Preiſe betrieb angeſehen neubau kann“. W. 


veranſchlagt. ö 4 h 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat nun mit Erlaß vom 8. October Pe rſon alien. 
1876 den Jagdpächter Karl M. ſchuldig erkannt, den an dem Kukeruz⸗ Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei⸗Secretär Friedrich Jenik⸗ 


Zajadsky Ritter v. Gamſendorf zum Bezirkshauptmanne in Böhmen 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Ambros Eiſele in Klagenfurt den 
Titel und Charakter eines Oberbaurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Adolf Schmidt anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den beim gemeinſamen oberſten Rechnungshofe mit 
dem Titel und Charakter eines Hofſecretärs bekleideten Rechnungsrath Joſef 
Soyka zum wirklichen Hofſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Generalinſpector der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen Ferdinand Perl den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem kaiſ. Rathe und Oberinſpector der Süd⸗ 
bahngeſellſchaft Leopold Winter das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Generalinſpector der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen Joſef Edlen v. Lederer den Titel und Charakter 
eines Hofrathes tarfrei verliehen. 


felde des Anton L. durch Dachſe entſtandenen Wildſchaden per 5 fl., 
ferner den durch Rehe am Haiden herbeigeführten und mit 2 fl. 50 kr. 
veranſchlagten Schaden zu vergüten, außerdem auch die Commiſſions⸗ 
koſten per 8 fl. 85 kr. und die Gebühr der zwei Schätzleute mit 4 fl. 
zu bezahlen. Dagegen ſprach fie ihn von dem Erſatze des durch Elſtern 
und Krähen verurſachten Schadens frei. 

Karl M. recurrirte an die Statthalterei, indem er betonte, daß 
Dachſe keine nützlichen Jagdthiere, ſondern (wie auch das Bezirksgericht in 
P. entſchieden habe) Raubthiere ſind, welche jeder vertilgen und ſich 
zueignen könne; dieſelben gehörten ja auch nicht unter die der Jagd 
vorbehaltenen Thiere und hätten keine Schonzeit. Auch beſtritt Recur⸗ 
rent die Richtigkeit der Erhebung durch die Sachverſtändigen und ſeine 
Verpflichtung zur Tragung der Commiſſionskoſten. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 25. November 
1876 dem Recurſe des M. keine Folge gegeben, vielmehr die recur⸗ 4 
rirte Entſcheidung aus den Gründen derſelben beftätigt. ben E u e digung a. 

Das Minifterium des Innern fand unterm 27. Februar 1877, Poſtaſſiſtentenſtellen mit 600 fl. Gehalt und Activitätszulage, gegen Caution, 

7 achters Kur M. gegen die- Statt⸗ bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 83.) bin 1228 
3. 861 der Berufung des Jagdpäch 5 Ve De Officialsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der zehnten 
halterei⸗Entſcheidung, „inſoweit er hiemit zur Vergütung des durch Dachſe und eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. Mai. (Amtsbl. Nr. 87.) 
an dem Kukeruz des Grundbeſitzers Anton L. in N. entſtandenen 15 n en 8 en Landesregierung in der eilften Rangs⸗ 
Wildſchadens von 5 fl. ö. W. und zur Tragung der Commiſſionskoſten claſſe, Rechnum en nn en Mn e 
von 12 fl. 85 kr. verhalten wurde, keine Folge zu geben; dagegen Wien in er aßen angst Kr; die Ae ane 10 8 der 
aber den Recurrenten von der Bezahlung des durch Rehe an dem neunten Rangsclaſſe, eventuell eine oder mehrere Oberamts⸗Officialsſtellen in der 
Haidenfelde des L. verurſachten Wildſchadens von 2 fl. 50 kr. los⸗ neunten Rangsclaſſe und einige Officials⸗ und Aſſiſtentenſtellen in der zehnten, 
zuſprechen, weil der Erſatz dieſes Wildſchadens an L. urſprünglich 7 55 e en Rangsclaſſe bei den k. k. Lottoämtern, bis 24. Mai. 
nicht angeſprochen worden iſt, und daher in die über dieſen Anſpruch 0 eren 

ä nicht einzubeziehen war.“ r. ? FH: 
ST TE Gemeinden mit eigenem Statute 
> offerirt ſich der erſte (definitiv angeſtellte) Conceptsbeamte einer ſolchen Gemeinde, 

Gefchäftsmäßiger Ankauf und Verkauf von Realitäten kann abſolvirter Juriſt, befähigt zur politiſchen Geſchäftsführung, mit dem beſten Ver⸗ 
nicht als ein Gewerbebetrießh im Sinne der Gewerbe-Ordnung | werdungszeugniffe. Sprachkenntniſſe deutſch, ſlaviſch und italieniſch. Die Urſache 

angefehen werden. des Dienſtänderungswunſches liegt in klimatiſchen, der Familie des Offerenten 


/ % nachtheiligen Verhältniſſen des jetzigen Dienſtortes. Zuſchriften unter H. P. 
Laut des vom k. k. Steueramte in M. verfaßten Ausweiſes Nr. 990 27 die Adminiſtration diefer geiſchiſ. Zuſch 


ddo. 15. Jänner 1876 hat der Schnittwaarenhändler Leopold W. in 
M. in der Zeit vom Jahre 1868 bis incl. 1875 bei 7 gerichtlichen Mit einer Beilage. 
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